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Mit der Einrichtung von Bachelor- und Masterstudiengängen haben sich an vielen 
deutschen Universitäten auch die Bewerbungs- und Zulassungsverfahren für das 
Studium verändert. Zu diesen Änderungen gehört, dass einige deutsche 
Universitäten von Bewerbern für politikwissenschaftliche Masterstudiengänge 
ein oder sogar zwei persönliche Gutachten von Hochschullehrern voraussetzen.  

Vorstand und Beirat der DVPW haben auf ihrer Sitzung am 28. April 2012 die 
Empfehlung beschlossen, von Bewerberinnen und Bewerbern für Studienplätze in 
Master-Programmen unseres Faches keine derartigen Gutachten von Lehrenden 
zu verlangen. Zugleich empfehlen Vorstand und Beirat, dass für die Studien-
gänge, für die solche Gutachten bereits verlangt werden, auf diese Bewerbungs-
voraussetzung zukünftig verzichtet wird.  
 
Die Gründe für diese Empfehlung sind: 

(1) Die geforderten Gutachten haben – anders als bei Gutachten für Stiftungen, 
die jeweils ein besonderes persönliches Anforderungsprofil formulieren dürfen – 
eine problematische Aussagekraft: Entweder sie entwerten die erbrachten 
Leistungsbewertungen und Benotungen in den BA-Studiengängen oder aber sie 
orientieren sich strikt an den erbrachten Noten und liefern damit lediglich eine 
Verdoppelung bisheriger Bewertungen. 

(2) Die geforderten Gutachten können nur auf Basis persönlicher Kenntnis der 
Studierenden abgefasst werden. Zur Realität an den bundesdeutschen 
Universitäten gehört es aber, dass es vielen Studierenden in den modularisierten 
Bachelor-Studiengängen nicht leicht oder gar nicht gelingt, in einen direkten 
fachlichen Kontakt zu einem oder zwei Professoren und Professorinnen, von 
denen die Gutachten vorzugsweise erbeten oder gefordert werden, zu treten. 
Dadurch erzeugt das Erfordernis solcher Gutachten ein gravierendes Fairness-
Problem, von dem in besonderer Weise die Studierenden an ‚Massenuniversitä-
ten’ negativ betroffen sind.  

(3) Bei den geforderten Gutachten handelt es sich um eine Auslagerung von 
Bewertungsarbeiten in MA-Studienzulassungsverfahren, die einseitig zu Lasten 
derjenigen Bachelor-Standorte geht, an denen diese Gutachten verfasst werden 
sollen.  

Osnabrück, den 28. April 2012 


